Gemeinde Barleben
Der BlUrgermeister

BESCHLUSSVORLAGE

BV-0090/2019

offentlich

Amt: Bau- und Ordnungsamt Datum: 07.11.2019
Bearbeiter: Jens Sonnabend Aktenzeichen:

Beschlussvorschlag: Abstimmungsergebnis:
Gremien: Datum: TOP: angen. | abgel. | gednd. | angen. abgel enthal.
Bauausschuss 28.11.2019 X 5 0 0
Hauptausschuss 10.12.2019 X 6 0 1
Gemeinderat 17.12.2019 X 18 0 1
vom Mitwirkungsverbot nach §33 KVG LSA betroffen:
Mitzeichnung der Amter / Bereiche:
Hauptamt | Finanzen Bauamt Serviceamt | Unternehmer- | Regiebetriebe | Justiziar EB WoWi
(HA) (FIN) (BA) (SV) biro (UB) (RB) Ju) (EB)

Gegenstand der Vorlage:
Verschiebung der Ortsdurchfahrtsgrenze an der L 48

Beschluss

Der Gemeinderat bestatigt die Verlagerung der Ortsdurchfahrtsgrenze entlang der L 48
zum Netzknoten 3835 050C Station 1.105.

Frank Nase
Birgermeister

Siegel




Sachverhalt

Anfang der 90-iger Jahre wurde der 1. Bebauungsplan , Technologiepark Ostfalen®
aufgestellt.

Der aus diesem B-Plan entwickelte Plan zur zukinftigen Gestaltung der Ebendorfer
Chaussee (Landesstral3e 48 = L 48) sah einen 4-spurigen Ausbau im Teilabschnitt von
Knotenpunkt L 48 / In der Lehmkuhlenbreite / An der Siilze bis zur Einmindung des
Wirtschaftsweges (des sogenannten ,KAP-Weges® = westlich des Knotenpunktes L 48 /
Otto-von-Guericke-Allee), entspricht Netzknoten 3835 050C Station 1.105, vor.

Vom geplanten 4-spurigen Ausbau ist seinerzeit nur die vorhandene ndrdliche Fahrbahn
beibehalten worden. Der Zweckverband , Technologiepark Ostfalen (TPO) hatte die
StralRenbeleuchtung errichtet und den Ausbau des nordlich und sidlich gelegenen Geh- und
Radweges sowie der Kreuzungsbereiche vorgenommen. Zudem wurden
Grundstiickszufahrten, Busbuchten sowie eine Zufahrt zum Informationspunkt stdlich der
Fahrbahn hergestellt.

Der TPO ist nach wie vor an einem 4-spurigem Ausbau der L 48 im oben beschriebenen
Teilbereich interessiert. Zudem macht es sich aufgrund der baulichen Entwicklung
(fortschreitende ErschlieRung auch entlang der L 48) erforderlich, neue
Grundstuckszufahrten an die L 48 anzubinden /zu ermoglichen.

Aber gerade dieser Aspekt ist aufgrund der Gesetzeslage kompliziert. Der Bereich des TPO
befindet sich auRerhalb der durch den OD-Stein festgesetzten Ortsgrenze. Dadurch
unterliegt das Anbinden von Grundstuicken (Errichtung von Grundstiickszufahrten) sehr
hohen rechtlichen Hirden, die schwerlich zu Gberwinden sind. D.h., eine Genehmigung
seitens des Landes als Stralenbaulasttrager ware kaum zu erwarten. Eine solche
Entscheidung hat negative Auswirkungen auf die Vermarktungschance noch freier, an der L
48 angrenzender Grundstlicke.

Aus diesem Grund ist es vorgesehen, die Ortsdurchfahrtsgrenze (OD) in Richtung Ebendorf
um 1.062 m zu verlagern. Derzeit befindet sich diese unmittelbar 6stlich des Kreisverkehrs
Lindenallee / Zu-/Abfahrt B 189 / Ebendorfer StralRe, entspricht Netzknoten 3835 050C
Station 0.043.

Als neue Ortsdurchfahrtsgrenze soll die Einmindung des Wirtschaftsweges (des
sogenannten ,KAP-Weges"“ = westlich des Knotenpunktes L 48 / Otto-von-Guericke-Allee),
sprich der derzeitig westlichen Grenze des TPO, entspricht Netzknoten 3835 050C Station
1.105, festgesetzt werden.

Der neue Standort der Ortsdurchfahrtsgrenze ist dem folgenden Kartenausschnitt, hier siehe
das rote Kreuz, zu entnehmen.



Eine Umstufung entsprechend § 7 Stral3engesetz Sachsen-Anhalt (StrG LSA), also eine
Abstufung von einer Landes- in eine Gemeindestral3e ist nicht vorgesehen. Dies vor allem
auch deshalb, weil sich die Verkehrsbedeutung nicht wesentlich andert. Zudem spricht vieles
dafur, dass sich aufgrund der fortschreitenden Entwicklung im TPO das Verkehrsaufkommen
im Bereich des Zweckverbandes (also auch auf der L 48) erhdhen wird.

Mit der Verlagerung der Ortsdurchfahrtsgrenze gehen aber Anderungen der
Baulast/Unterhaltungspflicht/Verkehrssicherungspflicht einher.

§ 42 (5) StrG LSA sagt zum Trager der Stral3enbaulast das Folgende aus:

Soweit dem Land oder den Landkreisen die Stralenbaulast fir die Ortsdurchfahrten obliegt,
erstreckt sich diese nicht auf Gehwege, Parkplatze und damit in Zusammenhang stehende
Entwésserungsanlagen; insoweit ist die Gemeinde Tréger der Stral3enbaulast.

D.h., durch die Verlagerung der Ortsdurchfahrtsgrenze tbernimmt die Gemeinde die
StralRenbaulast fur die Stral3enteile (u.a. Geh- und Radwege, Parkbuchten,
StralRenbegleitgriin), die nicht Fahrbahn sind.

In Abstimmung zwischen der Landesstral3enbaubehérde, dem Technologiepark Ostfalen
und dem zustandigen Fachamt der Gemeinde wurde die Thematik intensiv besprochen und
vereinbart, dass der TPO die auf die Gemeinde Ubergehenden Unterhaltungspflichten
tbernimmt.

Um das notwendige Verwaltungsverfahren der Verlagerung der Ortsdurchfahrtsgrenze
anzuschieben, missen die Beteiligten Parteien (sprich Land, TPO und Gemeinde) ihre
grundsatzliche Bereitschaft dazu erklaren.

In der Sitzung seiner Verbandsversammlung hat der Zweckverband ,Technologiepark
Ostfalen® am 26.09.2019 unter der Beschlussvorlage Nr. 23/2019 diese Willensbekundung
(Versetzung Ortsdurchfahrtsgrenze und Ubernahme der gemeindlichen Pflichten) einstimmig



gegeben.

Mit der hier vorliegenden Beschlussvorlage BV-0090/2019 soll das gemeindliche
Einverstandnis erklart werden.

Diese beiden per Beschluss abgegebenen Willensbekundungen sind Voraussetzung, dass
die LandesstralRenbaubehoérde das formelle Verfahren angehen kann.

Bestandteil ist dann auch eine Ortsbegehung zwischen der LandesstralRenbaubehdrde, der

StralRenverkehrsbehdrde Landkreis Borde, des TPO und der Gemeindeverwaltung.

Im Rahmen des formellen Verfahrens ist es auch erforderlich und vorgesehen, dass hier
entsprechende, Naheres regelnde Vereinbarungen zwischen den jeweiligen Parteien
schriftlich getroffen werden.

Begrundung fir Status ,,nicht 6ffentlich*: entfallt

Rechtsgrundlage
Kommunalverfassungsgesetz Sachsen-Anhalt
Strallengesetz Sachsen-Anhalt

Finanzielle Auswirkungen

Kosten der Bearbeitung in EUR 200,-

Kosten der Mallhahme

[]JA X NEIN
1) 2) 3) 4)
Gesamtkosten der Jahrliche Folgekosten/ -lasten | Finanzierung Einmalige oder jéahrliche
MaRnahmen Haushaltsbelastung
(Beschaffungs- (Mittelabfluss/Kapitaldienst/
/Herstellungskosten) Folgelasten oder
kalkulatorische Kosten)
Eigenanteil
Objektbezogene
Einnahmen
(i.d.R.= (Zuschusse/
Kreditbedarf) Beitrage)
€ € € € €
im Ergebnishaushalt im Finanzhaushalt betreffende
dJA dJA Buchungsstelle
[JNEIN [JNEIN
Anlagen

keine




	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen1
	Kontrollkästchen2
	Text1
	Text2
	Text4
	Text5
	Text3
	Kontrollkästchen3
	Kontrollkästchen4
	Kontrollkästchen5
	Kontrollkästchen6
	Text6
	Anlage

